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BEKANNTMACHUNG	 Mittelschulverband Neuenmarkt-Wirsberg

Haushaltssatzung

des

Mittelschulverbandes Neuenmarkt-Wirsberg

(Landkreis Kulmbach)

für das Haushaltsjahr 2025

vom 14.04.2025

Auf Grund der Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes 

(BaySchFG), Art. 40 des Gesetzes über die kommunale Zusammen-

arbeit (KommZG) sowie der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für den 

Freistaat Bayern (GO), erlässt der Mittelschulverband Neuenmarkt-

Wirsberg folgende Haushaltssatzung:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 

2025 wird hiermit festgesetzt; er schließt

im Verwaltungshaushalt

in den Einnahmen und Ausgaben mit	 1.053.400 €

und

im Vermögenshaushalt

in den Einnahmen und Ausgaben mit	 270.000 €

ab.

§ 2

Kreditaufnahmen für Investitionen sind nicht vorgesehen.

Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 

nicht festgesetzt.

§ 4

(1) 	Verwaltungsumlage

	 1.	 Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umla-

gesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im Verwaltungshaus-

halt wird für das Haushaltsjahr 2025 auf 784.800 € festgesetzt 

und nach der Zahl der Verbandsschüler aus der Grund- und 

Mittelschule auf die Mitglieder des Schulverbandes und ge-

mäß § 5 Abs. 2 und 3 des öffentlich-rechtlichen Vertrages zwi-

schen dem Mittelschulverband Neuenmarkt-Wirsberg und 

dem Markt Marktschorgast auf den Markt Marktschorgast um-

gelegt (Verwaltungsumlage).

	 2.	 Für die Berechnung der Verwaltungsumlage wird die maßge-

bende Schülerzahl nach dem Stand vom 01. Oktober 2024 auf 

225 Verbandsschüler festgesetzt.

	 3.	 Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 3.488 € 

festgesetzt.

(2) 	Investitionsumlage

	 Eine Investitionsumlage wird nicht festgesetzt.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 

Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 150.000 € festgesetzt.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2025 in Kraft.

Neuenmarkt, 14. April 2025

Mittelschulverband Neuenmarkt-Wirsberg

Alexander Wunderlich

1. Vorsitzender 
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Der Haushaltplan liegt, ab Erscheinen dieser Bekanntmachung, ge-
mäß Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) 
i.V. m Art. 24 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG), Art. 65 Abs. 3, Art. 26 Abs. 2 der Gemeindeordnung (GO) 
eine Woche lang im Rathaus der Gemeinde Neuenmarkt, Zimmer 6, 
während der allgemeinen Geschäftsstunden öffentlich auf.

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt für die Dauer ihrer 
Gültigkeit gemäß § 4 der Bekanntmachungsverordnung innerhalb 
der allgemeinen Geschäftsstunden im Rathaus der Gemeinde Neu-
enmarkt, Zimmer 6, zur Einsicht bereit. 

BEKANNTMACHUNG	 Zweckverband zur
 		  Abwasserbeseitigung Friesenbachtal

Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung Friesenbachtal 

(Landkreis Kulmbach)
für das Haushaltsjahr 2025

Auf Grund der §§ 15 ff. der Verbandssatzung und Art. 40 und 26 Abs. 
1 KommZG (BayRS 2020-6-1-I) i.V.m. Art. 63 ff. der Gemeindeord-
nung für den Freistaat Bayern – GO – (BayRS 2020-1-1-I) erlässt der 
Zweckverband zur Abwasserbeseitigung Friesenbachtal folgende 

Haushaltssatzung

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2025 wird hiermit festgesetzt; er schließt

im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit	 351.600 €

und

im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit	  896.000 €

ab.

§ 2

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt.

§ 4

1. Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben.
2. Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 58.000 € festgesetzt.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2025 in Kraft.

Kasendorf, 25. März 2025
Zweckverband zur Abwasserbeseitigung 
Friesenbachtal
Norbert Groß
Verbandsvorsitzender

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen gemäß Art. 24 
KommZG i.V.m. § 4 der Bekanntmachungsverordnung (BekV) wäh-
rend der Dauer ihrer Gültigkeit in der Geschäftsstelle der Ver-
waltungsgemeinschaft Kasendorf innerhalb der allgemeinen Ge-
schäftsstunden zur Einsicht bereit.

Informatives vom 
BRK-Blutspendedienst

Auf einen Blick sind hier  
die aktuellen Termine im KV Kulmbach:

Montag	 95326 KULMBACH	 14:00 Uhr - 18:30 Uhr
28.04.2025	 Rot-Kreuz-Platz 1	 BRK-KREISVERBAND

Bitte Termin reservieren: 
www.blutspendedienst.com/kulmbach

Dienstag	 95349 THURNAU	 16:30 Uhr - 20:00 Uhr
06.05.2025	 Schorrmühlstr. 26 	 Turnhalle Grundschule

Mittwoch	 95346 STADTSTEINACH	 17:00 Uhr - 20:00 Uhr
07.05.2025	 Alte Pressecker Str. 18	 Friedrich-Baur-
		  Grund-u.-Mittelschule 

Bitte Termin reservieren: 
www.blutspendedienst.com/stadtsteinach

Bitte unbedingt den Spendeabstand
von 56 Tagen einhalten !!!

Der Blutspendedienst weist darauf hin!

Bitte bringen Sie zu jeder Spende unbedingt  
Ihren Blutspenderpass mit.

Zumindest aber einen Lichtbildausweis 
(Personalausweis, Reisepass oder Führerschein).
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BEKANNTMACHUNG	 Gemeinde Harsdorf

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB)

a) Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses des  
vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Solarpark Ritterleithen“  

für das Grundstück Fl.-Nr 890 Tfl., Gemarkung Harsdorf

b) Bekanntmachung der Genehmigung der 2. Änderung des  
Flächennutzungsplanes der Gemeinde Harsdorf 

a) 	Die Gemeinde Harsdorf hat mit Beschluss vom 04.02.2025 in 
öffentlicher Sitzung den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
„Solarpark Ritterleithen“ für das Grundstück Fl.-Nr 890 Tfl., Ge-
markung Harsdorf, als Satzung beschlossen. 

	 Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüb-
lich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt der vor-
habenbezogene Bebauungsplan „Solarpark Ritterleithen“ für 
das Grundstück Fl.-Nr 890 Tfl., Gemarkung Harsdorf, in Kraft. 

	 Jedermann kann den vorhabenbezogenen Bebauungsplan „So-
larpark Ritterleithen“ für das Grundstück Fl.-Nr 890 Tfl., Ge-
markung Harsdorf, mit der Begründung sowie die zusammenfas-
sende Erklärung über die Art und Weise, wie die Umweltbelange 
und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung berücksichtigt wurden, und aus welchen Gründen der Plan 
nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden an-
derweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, bei der Ge-
meindeverwaltung während der allgemeinen Dienststunden in 
der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Trebgast ein-
sehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 

	 Außerdem ist die Einsichtnahme auch über die Homepage der 
Gemeinde Harsdorf unter https://www.harsdorf.de/seite/569934/
gemeindliche-bauleitplanung.html möglich. 

	 Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln in der 
Abwägung, sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird 
hingewiesen. Unbeachtlich werden demnach

	 1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften, 

	 2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Be-
bauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und

	 3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs, 

	 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
Satzung bzw. des Flächennutzungsplanes schriftlich gegenüber 
der Gemeinde Harsdorf geltend gemacht worden sind; der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist 
darzulegen.

	 Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 
2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach erlöschen Entschä-
digungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetrete-
ne Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachtei-
le eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt 
wird. 

b) 	Mit Bescheid vom 24.01.2025, Nr. BLP-2022-696 hat das Landrats-
amt die 2. Änderung des Flächennutzungsplanes für das Grund-
stück Fl.-Nr 890 Tfl., Gemarkung Harsdorf, genehmigt. Die Er-
teilung der Genehmigung wird hiermit gem. § 6 Abs. 5 des Bau-
gesetzbuchs (BauGB) ortsüblich bekannt gemacht. 



– 82 –

	 Mit dieser Bekanntmachung wird die 2. Änderung des Flächen-

nutzungsplanes für das Grundstück Fl.-Nr 890 Tfl., Gemarkung 

Harsdorf wirksam. 

	 Jedermann kann die Änderung des Flächennutzungsplanes und 

die Begründung, sowie die zusammenfassende Erklärung über 

die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse 

der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung berücksichtigt 

wurden, und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung 

mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen 

Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, bei der Verwaltungsge-

meinschaft Trebgast während der allgemeinen Dienststunden in 

der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Trebgast ein-

sehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 

	 Außerdem ist die Einsichtnahme auch über die Homepage der 

Gemeinde Harsdorf unter https://www.harsdorf.de/seite/569934/

gemeindliche-bauleitplanung.html möglich. 

	 Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln in der 

Abwägung, sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird 

hingewiesen. Unbeachtlich werden demnach

	 1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften, 

	 2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Be-
bauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und

	 3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs, 

	 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 

Genehmigung des Flächennutzungsplanes schriftlich gegenüber 

der Gemeinde Harsdorf geltend gemacht worden sind; der Sach-

verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist 

darzulegen.

Trebgast, 11. April 2025

Gemeinde Harsdorf

Günther Hübner

Erster Bürgermeister
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